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Berlin bleibt hart: Reisen ohne Ticket
bleibt straffrei im Fokus

Berlin erwägt, Schwarzfahren nicht mehr strafrechtlich zu
verfolgen; Potsdam setzt weiterhin auf erhöhte Strafen.

Öffentlicher Nahverkehr: Neue
Perspektiven auf das Schwarzfahren

Die Diskussion über das Schwarzfahren im öffentlichen
Nahverkehr in Deutschland hat an Dynamik gewonnen.
Besonders im Fokus stehen die Unterschiede zwischen Berlin
und Potsdam, die in der Öffentlichkeit und Politik für
Kontroversen sorgen. Die Berliner Justizverwaltung hat
beschlossen, die Ahndung von Reisenden ohne gültigen
Fahrschein nicht als strafbares Verhalten zu werten. Dies wirft
Fragen zur Fairness und zur sozialen Gerechtigkeit auf.

Die aktuelle Rechtslage und ihre Folgen

Nach der geltenden Rechtslage wird der Fahrgastbetrug gemäß



§ 265a des Strafgesetzbuchs bestraft. Eine Anzeige droht jedoch
nur, wenn eine Person innerhalb von zwölf Monaten dreimal
ohne gültigen Fahrschein erwischt wird. Diese Frist wurde
kürzlich von 24 Monaten auf 12 Monate verkürzt, was laut der
Berliner Straßenbahngesellschaft BVG zu einer Reduzierung der
Verfahren geführt hat.

Potsdam als wegweisendes Beispiel

Im Gegensatz dazu hat die Stadt Potsdam den Ansatz gewählt,
das Schwarzfahren als solches nicht mehr zu melden.
Stattdessen können Betroffene dort mit einer erhöhten
Fahrpreissatzstrafe von 60 Euro rechnen, wenn sie ohne ticket
im öffentlichen Verkehr unterwegs sind. Diese unterschiedliche
Herangehensweise hat die Berliner Politik dazu bewegt, die
eigene Position zu überdenken, da die Grünen-
Fraktionssprecherin in Berlin, Werner Graf, fordert, dem Beispiel
Potsdams zu folgen.

Soziale Ungleichheiten im Blick

Graf hebt hervor, dass die Verfolgung von Schwarzfahrern
soziale Probleme verschärft und insbesondere sozial
benachteiligte Gruppen stark trifft. Diese Argumentation wird
von Tino Schopf, dem verkehrspolitischen Sprecher der SPD-
Fraktion, unterstützt, der betont, dass die Diskussion über die
Einstufung des ‚Dienstleistungsdiebstahls‘ als strafbares
Vergehen neue Impulse für das Thema liefert.

Reformbedarf im Strafrecht?

Die Debatte über die Angemessenheit der strafrechtlichen
Verfolgung von Schwarzfahrern zieht auch die Aufmerksamkeit
der Koalitionsregierung auf sich. Ein Sprecher hat sich deutlich
für eine Reform des Strafrechts ausgesprochen, um eine
differenziertere Betrachtung der Thematik zu ermöglichen. Der
Fokus muss dabei auf der Frage liegen, ob die aktuelle



Rechtslage zeitgemäß ist.

Soziale Tickets als Lösung?

In Berlin wird auch auf das existente soziale Ticket verwiesen,
das als wirtschaftliche Unterstützung für Menschen mit
finanziellen Schwierigkeiten dienen soll. Mit einem 9-Euro-Ticket
sollen auch benachteiligte Bevölkerungsgruppen eine bessere
Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr erhalten, ohne in die
Gefahr von rechtlichen Konsequenzen zu geraten.

Ein Blick in die Zukunft

Die Diskussionen um das Schwarzfahren im Öffentlichen Verkehr
sind ein potenzieller Indikator für einen Wandel in der
Gesellschaft. Ob und wie sich die politischen Entscheidungen auf
die soziale Gerechtigkeit und die Nutzung des öffentlichen
Nahverkehrs auswirken, bleibt abzuwarten. Die Quittung für
diese Veränderungen werden letztlich die Fahrgäste selbst in
der hand haben.
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